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Wer sind die Adressaten dieser Arbeitshilfe? 

Angesprochen sind vor allem Planungs- und Bauverwaltungen, die sich gesun-

den Wohn- und Arbeitsverhältnissen (BauGB § 1) in städtischen Räumen und 

deren Nutzungen widmen. Mit Blick auf eine gesundheitsfördernde Gestaltung 

von Lebensbedingungen ist dies auch der öffentliche Gesundheitsdienst. Im 

Sinne des Ansatzes Health in All Policies, der eine Verankerung von Gesund-

heitsförderung und Prävention als Querschnittsthema in allen Politikfeldern an-

strebt, sind zudem alle Fachämter angesprochen, die raumbezogene Aspekte 

für ihre Handlungsfelder als relevant erachten. Dazu gehört eine integrierte So-

zialplanung ebenso wie das Quartiersmanagement vor Ort, aber auch überge-

ordnete Institutionen wie Landesvereinigungen für Gesundheit. 

Was ist das Ziel dieser Arbeitshilfe? 
Die COVID-19-Pandemie zeigt, dass der Fokus von gesundheitsfördernder 

Stadtentwicklung und Gesundheitsförderung & Prävention im Quartier von 

chronischen, nicht übertragbaren Krankheiten auf akute Ereignisse übertragba-

rer Krankheiten wie infektiöse respiratorische Krankheiten ausgeweitet werden 

muss. Dies beinhaltet, dass bestimmte Merkmale der bebauten und natürlichen 

Umwelt aufgrund ihrer Bedeutung für das Risiko einer Infektion mit dem Virus 

SARS-CoV-2 oder der Prognose einer COVID-19-Erkrankung relevant sind und 

daher in Interventionen zur Prävention einbezogen werden sollten. Darüber hin-

aus können die indirekten Auswirkungen der Infektionsschutzmaßnahmen die 

sozialen Determinanten von Gesundheit und damit die Gesundheitschancen 

bzw. die Krankheitslast negativ beeinflussen. Der Schwerpunkt dieser Arbeits-

hilfe liegt auf Groß- und kreisangehörigen Mittelstädten. 

Wozu dient die Arbeitshilfe? 

Maßnahmen der Stadtplanung und anderer Akteure bzw. Ressorts könnten dazu 

beitragen diese negativen Effekte einer Epidemie bzw. Pandemie zu reduzieren. 

Diese können bei städtebaulichen Entwicklungskonzepten und Planungen, An-

trägen zur Städtebauförderung, sektoralen Planungen, z.B. Schulentwicklung, 

Mobilität und Wettbewerbsausschreibungen zum Einsatz kommen. Die aufge-

führten Maßnahmen sind nicht neu, ebenso wenig wie die angesprochenen In-

strumente. Ihrer Entwicklung und Umsetzung soll mehr Gewicht in der argu-

mentativen Abwägung im Sinne einer gesundheitsfördernden Stadtentwicklung 

verliehen werden. Dazu kann eine Bewertung der Ausgangslage der gebauten 

Umwelt in Quartieren beitragen, um weniger resiliente Quartiere zu erkennen 

und bei geplanten Maßnahmen zu priorisieren.  

Worauf stützt sich diese Arbeitshilfe? 

Die Arbeitshilfe wurde im Rahmen des Projekts „Stresstest Resilientes Quartier 

– Betroffenheit von Quartieren durch Epidemien und Strategien zur Erhöhung 

der Resilienz – am Beispiel der SARS-CoV-2-Pandemie“, gefördert von der 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU), im Rahmen der Förderinitiative 

„Corona und Nachhaltigkeit“ erarbeitet.  

In die Arbeitshilfe eingeflossen sind: 

▪ eine Recherche wissenschaftlicher Studien zum Zusammenhang zwischen 

Infektionsgeschehen und den Merkmalen von Quartieren; 

▪ eine Recherche zu beobachteten Verhaltensänderungen verursacht durch 

die Infektionsrisiken und entsprechenden Infektionsschutzmaßnahmen; 

▪ lokale Expertise über ausgewählte Fallstudien-Quartiere;  

▪ die Entwicklung und Erprobung eines methodischen Vorgehens, um die 

Resilienz von Quartieren zu bewerten. 

1 Einleitung 
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Infektionsschutzmaßnahmen 

(exemplarisch) 

▪ Kontaktsperren (in privaten und 

öffentlichen Räumen) 

▪ Kontaktnachverfolgung und  

Quarantäneanordnung 

▪ Maskenpflicht 

▪ Testangebote bzw. -pflicht 

▪ Impfung 

▪ Lüftung von Innenräumen bzw. 

Lüftungsanlagen 

▪ Schließung von Bildungsstätten 

▪ Schließung von nicht systemre-

levanten Arbeitsstätten 

▪ Ermöglichung des mobilen  

Arbeitens 

▪ Schließung oder Einschränkung 

des ÖPNV bzw. Regelungen zur 

Nutzung 

▪ Verbot von großen Veranstal-

tungen 

▪ Ausgangssperren 

Epidemien respiratorischer Krankheiten und Infektionsschutzmaßnahmen 

Epidemien von respiratorischen Krankheiten (Erkrankungen der Atemwege), 

bei denen die Infektionserreger durch Tröpfchen und Aerosole übertragen wer-

den, werden in der Regel durch Maßnahmen bekämpft, die die Kontakte zwi-

schen den Menschen verringern. In einer Epidemie kommt es auf zwei Arten zu 

negativen Folgen.  

Einerseits unmittelbar durch die Ausbreitung des Infektionserregers, der zu Er-

krankungen und erhöhter Sterblichkeit führt. Wenn nicht versucht wird, die Aus-

breitung der Krankheit zu verhindern oder zumindest zu verlangsamen, können 

– abgesehen vom menschlichen Leid – Daseinsgrundfunktionen (in Gemein-

schaft leben, wohnen, arbeiten, sich versorgen, sich bilden, sich erholen, am 

Verkehr teilnehmen) beeinträchtigt werden, beispielsweise durch eine Überlas-

tung der Gesundheitsversorgung oder einem Mangel an Verbrauchsgütern des 

täglichen Bedarfs. 

Infektionsschutzmaßnahmen sollen die Übertragung der Krankheitserreger 

verhindern und damit auch die Auswirkungen auf das städtische System. 

Dadurch entsteht jedoch die zweite Art negativer Folgen – die Maßnahmen 

selbst beeinträchtigen das städtische System einschließlich der Gesundheit der 

Einwohner*innen. Daher sind auch hier Maßnahmen erforderlich, um uner-

wünschte, negative Auswirkungen von Infektionsschutzmaßnahmen abzumil-

dern.  

Das Risiko für eine Infektionskrankheit hängt von der Exposition (Kontakt mit 

dem Infektionserreger) und von der Vulnerabilität der Menschen ab. Das Aus-

maß einer Exposition wird durch die Lebensumstände und das Verhalten einer 

Person beeinflusst, wie Wohnbedingungen, Beruf, Benutzung des ÖPNV, Ein-

halten der AHA-Regeln (Abstand, Hygiene, Alltag mit Maske) oder Umweltqua-

lität. Die Form der bebauten Umwelt kann das Einhalten von Abstand und die 

Verringerung der Kontakte erschweren und dadurch das Expositionsrisiko erhö-

hen. Personen mit einem geringeren sozioökonomischen Status haben auf-

grund ihrer Lebensumstände ein höheres Expositionsrisiko. Die Vulnerabilität 

einer Person, d.h. die Empfindlichkeit bei einem Kontakt mit dem Infektionser-

reger (schwer) zu erkranken, wird durch Alter, Geschlecht und den aktuellen 

Gesundheitszustand beeinflusst. Wesentlich für den Gesundheitszustand sind 

die Wohnbedingungen und das Wohnumfeld, die wiederum maßgeblich von der 

sozialen Lage abhängen. 

Unerwünschte, negative Auswirkungen von Infektionsschutzmaßnahmen auf 

die Gesundheit wie beispielsweise psychische Belastungen durch soziale Isola-

tion oder Verlust des Arbeitsplatzes sind abhängig von Ausmaß und Dauer der 

Maßnahmen sowie der Vulnerabilität der Personen (im Sinne individueller Res-

sourcen, mit den Belastungen umzugehen). Diese Vulnerabilität wird wiederum 

durch Faktoren wie soziale Unterstützung, Qualität der baulichen und natürli-

chen Umgebung und vor allem die soziale Lage beeinflusst.  

Raumbezogene Auswirkungen auf die Stadt 

Nicht nur die akute Krankheit und die damit verbundene Isolation oder ggf. Hos-

pitalisierung haben direkte Auswirkungen auf den Menschen, auch die Verhal-

tensänderungen zur Expositionsminderung und in Folge von Infektionsschutz-

maßnahmen sind von Bedeutung. Die Maßnahmen wirken auf das gesamte Ver-

halten der Bevölkerung und auf die Nutzung der Grundfunktionen eines Quar-

tiers (dargestellt in Abbildung 1).  

2 Resilienz im Quartier 
im Kontext von  
Epidemien 
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Räumlich umfasst dies vor allem die Bereiche Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Bil-

dung, Betreuung, Freizeit und Erholung, die durch Mobilität und die digitale Ver-

sorgung verbunden sind. 

 

Abbildung 1: Lebensweltliche Grundfunktionen (eigene Darstellung) 

Abbildung 2 zeigt die Verlagerungen von unterschiedlichen Grundfunktionen 

durch Infektionsschutzmaßnahmen in der COVID-19-Pandemie in den Wohn-

raum und in den öffentlichen Raum sowie vom ÖPNV zum motorisierten und 

nicht motorisierten Individualverkehr. Diese Verschiebungen haben Auswirkun-

gen auf die Gesundheit der Menschen und das Ausmaß dieser Auswirkungen 

hängt von den Qualitäten des Wohnraumes und des öffentlichen Raumes ab.  

 

Abbildung 2: Verlagerungen der Grundfunktionen durch die Pandemie  

(eigene Darstellung) 
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Urbane Resilienz 

“Urbane Resilienz beschreibt dabei 

die Fähigkeit eines städtischen 

Systems und seiner Bevölkerung, 

bei Krisen oder Katastrophen wi-

derstandsfähig zu reagieren und 

sich dabei zugleich anzupassen 

und sich hinsichtlich einer nachhal-

tigen Stadtentwicklung umzuge-

stalten.“ 

Bundesministerium des Innern, für Bau 

und Heimat: Memorandum Urbane 

Resilienz. 2021.(Übersetzung der Defi-

nition der Resilienz des UN HABITAT, 

2018) 

„Eine resiliente Stadt bewertet, 

plant und handelt, um sich auf alle 

Gefahren vorzubereiten und zu rea-

gieren, sowohl auf plötzliche als 

auch auf langsam eintretende, er-

wartete oder unerwartete Gefah-

ren. So sind Städte besser in der 

Lage, das Leben der Menschen zu 

schützen und zu verbessern, Ent-

wicklungserfolge zu sichern, ein in-

vestitionsfreundliches Umfeld zu 

fördern und positive Veränderun-

gen voranzutreiben.“ 

UN HABITAT: City Resilience Profiling 

Tool. 2018.(eigene Übersetzung) 

Resilienz in der Stadt 

„Das Konzept der Resilienz berücksichtigt, dass ein Schutz gegen alle Störungen 

unmöglich ist“ 1. Bei der Resilienz geht es daher um die Verringerung von Risiken 

und Schäden. Robustheit und Anpassungsfähigkeit sind die Kernmerkmale der 

Resilienz. Robustheit bedeutet, wie gut eine Stadt eine Krise oder Katastrophe 

durch Redundanzen, Vielfalt und Multifunktionalität der städtischen Strukturen 

und Organisationen sowie der Erholungsfähigkeit bewältigen kann – Risiko und 

Schaden der Auswirkungen einer Krise werden geringgehalten. Die Anpas-

sungsfähigkeit beschreibt, wie gut in einem Quartier mit Ressourcen und Maß-

nahmen auf die veränderten Bedingungen reagiert werden kann2.  

Aus Abbildung 3 geht hervor, dass Resilienz nicht nur ein Zustand ist, sondern 

ein kontinuierlicher Prozess. Es ist wichtig, sich auf Krisen vorzubereiten und die 

passenden proaktiven Maßnahmen zu entwickeln, um Krisen vorzubeugen und 

ihre Schäden zu minimieren. Wenn eine Krise eintritt, werden Ressourcen und 

reaktive Maßnahmen eingesetzt, um die Bevölkerung akut zu schützen. Danach 

greifen weitere Maßnahmen, um die Daseinsvorsorge aufrechtzuerhalten und 

die Gesundheit der Bevölkerung zu sichern. Wenn die Krise vorbei ist, sollten die 

Erfahrungen evaluiert werden und in verbesserte Vorbereitungen für die Zukunft 

einfließen3.  

Abbildung 3: Resilienzzyklus. Eigene Darstellung nach BBSR, 2018 und Fraunhofer-Ge-

sellschaft e.V., 2020  

 

Um die Resilienz in einem Quartier zu erhöhen, müssen die Widerstandsfähigkeit 

der Bevölkerung im Quartier sowie die Robustheit der Strukturen und Dienst-

leistungen (Umwelt, Mobilität, Versorgen und Wohnen) bewertet werden. Die 

Anpassungsfähigkeit wird durch die Realisierbarkeit von vorsorgenden, proak-

tiven Maßnahmen durch Instrumente der Stadtplanung, des öffentlichen Ge-

sundheitsdienstes und anderer Ressorts bestimmt.  

Für eine Bewertung der Resilienz müssen die Städte wissen, welche Bevölke-

rungsgruppen am stärksten betroffen sind und welche Quartiere so strukturiert 

sind, dass die unerwünschten negativen Auswirkungen von 
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Infektionsschutzmaßnahmen nur begrenzt gemildert werden können. Es ist 

wichtig herauszufinden, welche Gruppen vulnerabel sind und in welchen Quar-

tieren vulnerable Gruppen häufiger wohnen. Darüber hinaus ist es wichtig zu be-

urteilen, welche stadtstrukturellen Merkmale eines Viertels dieses robust ma-

chen und in welchen Quartieren Ressourcen aufgebaut werden müssten, um ro-

buster gegenüber Epidemien zu werden. 

Für diese Arbeitshilfe liegt der Fokus nicht auf der Gesamtstadt, sondern auf ur-

banen Quartieren. Die Quartiere einer Stadt haben unterschiedliche sozioöko-

nomische und demografische Strukturen sowie Umweltqualitäten. Dadurch ha-

ben sie unterschiedliche Risiken und Schadenspotentiale. 

Abbildung 2 zeigt die Verlagerungen der lebensweltlichen Grundfunktionen. 

Anhand dieser Verlagerungen können wir die wichtigsten raumbezogenen 

Handlungsfelder festlegen. Durch die Verlagerungen der Grundfunktionen Ar-

beiten sowie Freizeit und Erholung in den Wohnraum und in den öffentlichen 

Raum werden Arbeiten und Freizeit nicht als separate Handlungsfelder betrach-

tet. In dieser Arbeitshilfe werden die wichtigsten raumbezogenen Handlungs-

felder Wohnumfeld und öffentlicher Raum, Versorgung, Mobilität, Wohnen so-

wie vulnerable Gruppen betrachtet, in denen Strategien und Maßnahmen mit In-

strumenten von Stadtplanung und Public Health dazu beitragen können, posi-

tive Effekte zu fördern und negative Auswirkungen zu reduzieren. In den im Fol-

genden angesprochenen Handlungsfeldern wird nach Zeithorizonten differen-

ziert. Kurzfristigkeit bezieht sich auf den Zeitraum einer Epidemie bzw. Pande-

mie, Mittelfristigkeit bezieht sich auf Projekte und Maßnahmen, die kurzfristig 

umgesetzt wurden und im Weiteren planerisch verstetigt, verändert oder aufge-

hoben werden, beispielsweise Pop-Up-Radwege. Als langfristig bezeichnet 

werden Maßnahmen, die eines planerischen Verfahrens zur Vorbereitung politi-

scher Entscheidungsfindung bedürfen.  

Unabhängig von der spezifischen Epidemie oder Krisensituation ist die Strategie 

einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik mit Fokus auf gesundheitliche 

Chancengleichheit (Health Equity in All Policies) essentiell. Sie beinhaltet so-

wohl den jeweiligen Beitrag eines Ressorts als auch die ressortübergreifende 

Zusammenarbeit zur Berücksichtigung gesundheitlicher Aspekte in allen politi-

schen Prozessen auf der kommunalen Ebene.  



Stresstest Resilientes Quartier: Arbeitshilfe  

 

IPP Universität Bremen  |  BPW Stadtplanung 7 / 29 

„Grundsätzlich ist festzustellen, dass 

Bezirke, die eine ungünstigere Sozi-

alstruktur aufweisen sowie dichter 

besiedelt sind und in denen weniger 

Frei- und Erholungsfläche zur Verfü-

gung steht, signifikant stärker von 

der COVID-19-Epidemie betroffen 

sind.“  

SenGPG Berlin: Das SARS-CoV-2-Infek-

tionsgeschehen in Berlin – Zusammen-

hang mit Soziodemografie und Wohnum-

feld. Berlin: Senatsverwaltung für Ge-

sundheit, Pflege und Gleichstellung; 

2020: 8 

 

Quartier 

Quartiere gelten als Orte der Alltags-

bewältigung. Sie sind Orte sozialer 

Begegnungen, Räume der Sicherheit 

und Integration sowie der Identifika-

tion. Sie können auch als Orte des so-

zialen Lernens und der normativen 

Orientierung sein. Ihre infrastruktu-

relle Ausstattung kann die Alltagsor-

ganisation erleichtern oder erschwe-

ren, auch beeinflusst von lokal domi-

nierenden kulturellen Normen und 

Milieus.  

Menzl M: Nachbarschaft und Quartier in 

der Stadtentwicklung. In: Breckner I, 

Göschel A, Matthiesen U. Hrsg. Stadtsozi-

ologie und Stadtentwicklung. Baden-Ba-

den: Nomos Verlagsgesellschaft; 2020, 

245-255. 

Es ist davon auszugehen, dass es zukünftig auch weiterhin zu global sich auswir-

kenden Epidemien kommen kann, deren Auswirkungen sich auf allen Planungs-

ebenen niederschlagen. Somit wird die Zielsetzung verfolgt, die Resilienz von 

Stadtquartieren, also deren Robustheit und Anpassungsfähigkeit, zu erhöhen. 

Um den Ist-Zustand beurteilen zu können, bedarf es einer Bewertung der Resi-

lienz eines Quartiers. Im Folgenden werden dazu Indikatoren und ein methodi-

sches Vorgehen vorgestellt. 

Soziodemographische und raumbezogene Daten auf Quartiersebene können 

Auskunft darüber geben, in welchen Stadträumen mehr vulnerable Personen-

gruppen leben. Sie haben keine Aussagekraft zu der Vulnerabilität von Einzel-

personen, die in einem bestimmten Quartier leben. Zunächst sind räumlich-

morphologische und sozial-räumliche Merkmale von Quartieren als lebens-

weltlich geprägte Räume der Bevölkerung zu identifizieren, die einerseits die 

Verbreitung von SARS-CoV-2-Infektionen beeinflussen und andererseits nega-

tive Effekte von Maßnahmen des Infektionsschutzes vermindern. Sie gelten als 

Indikatoren – Kennwerte, die eine Gegebenheit bzw. einen Zustand anzeigen 

und anhand derer man Veränderungen erkennen kann.  

Ökologische Studien sowohl international4 als auch aus Deutschland5 zeigen auf 

kleinräumiger Quartiersebene den Zusammenhang zwischen der Inzidenz (oder 

einem anderen Indikator wie die Hospitalisierungsrate oder die Mortalität) und 

soziodemographischen und sozioökonomischen Merkmalen der Einwohner*in-

nen und Merkmalen der Wohnbedingungen und des Wohnumfeldes. Private 

Grünflächen und naheliegende Grünflächen sind für den psychischen Gesund-

heitszustand von Bedeutung. Dies zeigen internationale Studien6, in denen mit-

tels Befragungen die Auswirkung von Grünflächen auf das Wohlbefinden und 

Gesundheitszustand der Befragten während und nach einem strengen Lock-

down untersucht wurden. Ein weiterer Aspekt sind Verhaltensänderungen in der 

Mobilität und in der Nutzung des Wohnraumes sowie des Wohnumfeldes und 

des öffentlichen Raumes (siehe Abbildung 2). Einige Studien und Positionspa-

piere haben bestimmte Bevölkerungsgruppen als besonders vulnerabel gegen-

über Infektionsschutzmaßnahmen eingestuft: Migrant*innen7, Familien mit Kin-

dern8, Alleinerziehende9 und ältere Menschen10. 

Die Indikatoren für die Bewertung (siehe Tabelle 1) sollen möglichst viele der 

obengenannten Merkmale widerspiegeln, um die Zusammenhänge mit dem Ex-

positionsrisiko (markiert mit „E“ in der Spalte „Relevanz“), Vulnerabilität der Be-

völkerung für eine Infektion und eine potenzielle Hospitalisierung (markiert mit 

„V“) sowie die Vulnerabilität der Bevölkerung für die negativen Auswirkungen 

der Infektionsschutzmaßnahmen (markiert mit „A“) zu erfassen. Ein weiteres 

Auswahlkriterium ist die Verfügbarkeit der Daten. Die Daten für die quantitativen 

Indikatoren sind in Tabelle 1 zu erkennen, wo Einheiten in Klammern nach den 

Namen der Indikatoren angegeben sind. Solche quantitativen Daten liegen im 

Statistischen Amt der Stadt, teilweise auch des Landes vor. Mögliche Quellen für 

Daten für die qualitativen Indikatoren sind Open Street Map, Google Maps, Do-

kumente der räumlichen Planung sowie Sozial- oder Gesundheitsberichterstat-

tung. 

 

  

3 Bewertung der  
Resilienz des  
Quartiers: Methodik  
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Indikatoren Rele-

vanza 

Begründungen 

Soziodemographische Indikatoren - Bevölkerung 

Anteil Menschen über 65 

Jahren (%) 

V, A Ältere Menschen haben ein höheres Risiko eines schweren Verlaufes und eine höhere Sterb-

lichkeit. Kinder sind besonders von der Schließung der Schulen und Freizeiteinrichtungen 

betroffen. Junge und ältere Menschen gehören zu den besonders unterstützungsbedürfti-

gen Personen mit Blick auf ihre Alltagsorganisation, Gesundheitsschutz und -vorsorge. 
Anteil Menschen unter 

18 Jahren (%) 

A 

Anteil Ausländer*innen 

(%) 

E, V, A Kann auf eine nachteilige soziale Lage, eingeschränkte Sprachkompetenz und damit auf be-

nachteiligende Teilhabechancen verweisen; ggf. sind hier zielgruppenspezifische Strategien 

bei einer Epidemie zu entwickeln. 

Soziodemographische Indikatoren - Haushalte 

Durchschnittliche Haus-

haltsgröße (Personen) 

E, A Größere Haushalte haben durchschnittlich mehr Kontakte, und das Expositionsrisiko ist hö-

her.  

Anteil Haushalte mit ei-

ner Person (%) 

V, A Menschen, die allein leben, sind stärker von Einsamkeit in Phasen der Kontaktsperren be-

troffen. Ein hoher Anteil an Ein-Personen-Haushalten kann in Verbindung mit dem Alter auf 

eingeschränkte Mobilität und erforderliche Hilfestrukturen verweisen; er kann auch auf 

kleine Wohnungen mit häufigem Bewohnerwechsel verweisen, also wenig soziale Stabilität 

und Nachbarschaftsunterstützung bei einer Epidemie. 

Anteil Haushalte mit 

Kindern (%) 

V, A Verweist auf erforderliche soziale und freiräumliche sowie schulische Infrastruktur und de-

ren nahräumliche und sichere Erreichbarkeit, auf fußläufige Mobilitätsoptionen, grö-

ßere/gemeinschaftlich nutzbare Räume, wenn Abstand gehalten werden muss (in Familien, 

in sozialen Einrichtungen). 

Anteil Haushalte Allein-

erziehender (%)  

V, A Alleinige Organisation von Erwerbsarbeit, Haushalt und Kinderbetreuung, deshalb armuts-

gefährdet; häufig unzureichende Wohn- und Arbeitsverhältnisse; besonders auf Unterstüt-

zungsstrukturen angewiesen. 

Sozioökonomische Indikatoren 

Anteil Arbeitslose (%) V, A Ökonomisch prekäre Lebensbedingungen sind von einer Krise noch stärker in ihrer Vulnera-

bilität betroffen; es bestehen Erfordernisse der räumlichen, ökonomischen und sozialen 

Kompensation. Wenig Ressourcen, um persönliche Schutzmaßnahmen zu organisieren. 
Anteil SGB II Empfän-

ger*innen (%)  

Dichte 

Einwohnerdichte (Ein-

wohner*innen pro km2) 

E, A Wohnung/Wohnumfeld sind der Lebensraum, der bei einer Epidemie viele Funktionen über-

nehmen muss (Essen, Schlafen, Kinderversorgung und –betreuung, Erwerbsarbeit, schuli-

sches Lernen und Freizeitgestaltung. Hohe bauliche Dichte durch Vielgeschossigkeit geht 

oftmals mit hoher Belegung der Wohnungen einher. Das Expositionsrisiko im Treppen-

haus/Fahrstuhl ist hoch. Größe, Qualität und Zugänglichkeit des Freiraums sollten angemes-

sen sein. Abhängig von der Nutzungsstruktur ermöglicht hohe bauliche Dichte tragfähige 

nahräumliche Versorgungs- und Infrastrukturangebote.  

Wohnfläche je Einwoh-

ner*innen (m2) 

E, A Beengte Wohnverhältnisse führen zu Nutzungskonflikten innerhalb der Bewohnenden ins-

besondere in Zeiten von Epidemien, wenn die Ausgangsmöglichkeiten begrenzt sind und an-

sonsten außerhäusliche Tätigkeiten nun zuhause ausgeübt werden müssen. 

Versorgung, Bildung, und Soziales 

Schulen A Wohnortnahe Schulen, fußläufige sichere Erreichbarkeit 

Kinderbetreuung A Wohnortnahe Kinderbetreuung, fußläufige sichere Erreichbarkeit 
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Stadtteilarbeit  E, V, A Stadtteilarbeit ist wichtig für den allgemeinen Gesundheitszustand der Einwohner*innen, 

sie unterstützt die Einwohner*innen mit Informationen zu Expositionsminderung und zu den 

Infektionsschutzmaßnahmen. 

Vollsortimenter A Wohnortnahe Versorgungsmöglichkeiten des täglichen Bedarfs 

Allgemeinmediziner*in-

nen 

V, A Wohnortnahe medizinische Versorgung, wohnortnahe Möglichkeit für Testen, Impfen und 

medizinische Betreuung im Fall einer Infektion erhöhen potenziell ihre Inanspruchnahme. 

Mobilität 

ÖPNV A Ein Quartier, das über eine gute äußere und innere Erschließung für alle Verkehrsteilneh-

menden verfügt, ist im Stadtteil vernetzt und dadurch durchlässig. So ist eine uneinge-

schränkte, selbständige, sichere und aktive Mobilität der Bewohnerschaft in allen Alters-

gruppen möglich. 

Rad- und Fußwege  V, A 

Pkw-Dichte (Pkw pro 

1000 Einwohner*innen) 

E, A Angesichts eines erhöhten Expositionsrisikos wird der Pkw während einer Epidemie ver-

stärkt genutzt. Während die Pkw-Verfügbarkeit die Erreichbarkeit von Arbeitsplatz und we-

niger frequentierter Grünflächen insbesondere während eines Lockdowns erhöht, schränkt 

sie dauerhaft Aufenthalts-, Bewegungs- und Kommunikationsmöglichkeiten im öffentlichen 

Raum ein und erhöht zudem die Luft- und Lärmbelastung.  

Umwelt, Wohnumfeld und öffentlicher Raum 

private Grünflächen E, V, A Sie sind v.a. in Wohngebieten mit geringer baulicher Dichte (Einzel-/ Doppelhäuser) zu fin-

den. Sie bieten für die Bewohner individuelle, jederzeit zugängliche Bewegungs- und Erho-

lungsmöglichkeiten.  

(halb-) öffentliche 

Grünflächen 

V, A Grüne und blaue Infrastruktur ist von zentraler Bedeutung für die Lebensqualität im Quartier. 

Ihre sichere und nahräumliche Erreichbarkeit, ihre Größe und Ausstattung sowie ihre Zu-

gänglichkeit und Pflege sind von außerordentlich hoher Bedeutung, wie die aktuelle Pande-

mie zeigt. Öffentliche Grünflächen müssen die mangelnde Verfügbarkeit privater Gärten 

kompensieren, um Erholungs- und Bewegungsräume zu eröffnen.  

Luftqualität V, A Luftverschmutzung erhöht das Risiko für chronische Krankheiten wie Asthma, COPD, Lun-

genkrebs, Herzkrankheiten und Diabetes und reduziert die Widerstandsfähigkeit gegen bak-

terielle und virale Infektionen. 

Lärmsituation  V, A Lärm löst körperliche Stressreaktionen aus, beeinträchtigt das Wohlbefinden und erhöht das 

Risiko für Gehörschäden und Herz-Kreislauf-Krankheiten. Hohe Lärmbelastungen bestehen 

an vielbefahrenen Verkehrsstraßen oder Bahngleisen. In diesen urbanen Bereichen sind 

Wohnungsinnenräume sowie Frei- und Grünflächen oftmals lärmbelastet und schränken Er-

holungs- und Bewegungsmöglichkeiten von Kindern und Erwachsenen ein. 

  a Relevanz in einer Epidemie: das Expositionsrisiko (E), die Vulnerabilität der Einwohner*in-

nen für eine Infektion (V) und die Vulnerabilität der Einwohner*innen für die negativen Aus-

wirkungen der Infektionsschutzmaßnahmen (A) 

Tabelle 1:Indikatoren zur Bewertung der Resilienz 
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Bewertungsmethode 

Mit quantitativen Indikatoren ist es möglich, einen Vergleich der Robustheit aller 

Quartiere einer Stadt durchzuführen. Bezugnehmend auf das methodische Vor-

gehen des BBSR2 wird ein normierter Indexwert für jeden Stadtteil und für jeden 

Indikator kalkuliert (ausführliche Beschreibung der Kalkulationsschritte siehe 

Anhang). Der normierte Wert – Robustheitsindex genannt – zeigt die relative Po-

sition des Wertes eines Stadtteils zu allen anderen Stadtteilwerten auf einer 

Skala von eins bis fünf an. Die Skala ist für jeden Indikator gleich: dies hat den 

Vorteil, dass die unterschiedlichen Indikatoren unabhängig von der Größenord-

nung oder den Einheiten eine vergleichbare Bewertung bekommen. Die Kate-

gorien der Indexwerte, deren Klassifizierung und die assoziierten Farben wer-

den in Tabelle 2 dargestellt.  

Kategorien der Indexwerte 

(Quantitative Indikatoren)  

Klassifizierung der Robustheit 

(Quantitative und Qualitativer Indikatoren) 

1,0-1,5 sehr gering 

1,5-2,5 gering 

2,5-3,5 mittel 

3,5-4,5 hoch  

4,5-5,0 sehr hoch 

Tabelle 2: Robustheitsindex und Klassifizierung der Robustheit 

Es ist möglich diese Methode für jeden Indikator anzuwenden, für den quantita-

tive Daten von den statistischen Ämtern der Stadt zur Verfügung stehen. Für die 

Auswahl an Indikatoren in dieser Arbeitshilfe sind es die Daten zu den soziode-

mographischen und sozioökonomischen Merkmalen der Stadtteilbevölkerung 

sowie die Daten zu Bevölkerungsdichte, Wohnfläche pro Person und Pkw-

Dichte.  

Der Robustheitsindex kann auch für alle Indikatoren als zusammengefasster 

Wert für ein Quartier kalkuliert werden. Anhand dieses Gesamtindex (siehe An-

hang) kann man somit die am wenigsten robusten bzw. vulnerabelsten Quar-

tiere erkennen. Daraus lässt sich für diese städtischen Teilräume ein prioritärer 

Unterstützungsbedarf ableiten. Nach der Identifikation solcher Quartiere sollten 

in einem nächsten Schritt die Bewertung mit den qualitativen Indikatoren er-

gänzt werden, um daraus Strategien und Maßnahmen zu entwickeln. Die Be-

wertung der qualitativen Indikatoren wird im Anhang erläutert. Für diese quali-

tative Bewertung werden die Indikatoren ebenfalls nach der Klassifikation in Ta-

belle 2 eingestuft. 

Eine beispielhafte Bewertung eines Quartiers in einer Musterstadt ist am Ende 

dieser Arbeitshilfe zu finden. 
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Flächennutzungsplan als Grundlage 

für die Quartiersentwicklung, v.a. 

▪ Nutzungszuordnungen 

▪ Lösung von Nutzungskonflikten 

▪ Erreichbarkeiten  

▪ Infrastrukturausstattung  

▪ Umweltqualitäten (Luft, Lärm) 

 

Städtebauliche Instrumente der Bauleitplanung sind grundsätzlich gut geeig-

net, um langfristige Vorsorge für die Resilienz in Quartieren zu sichern.11 Dazu 

zählt insbesondere der Flächennutzungsplan (FNP) (BauGB §§ 1-7), der ein 

zentrales Instrument zur ortsspezifischen Umsetzung der Grundprinzipien einer 

resilienten Stadt mit ihren Stadtteilen und Quartieren ist. Zur rechtlichen Absi-

cherung eines Projektes oder einer Planung dient der Bebauungsplan (BauGB § 

30); seine Festsetzungen bestimmen die Größe und Ausstattung sowie den Nut-

zungscharakter des öffentlichen Raums. Für den FNP und den Bebauungsplan 

sind Regelungen zur Dichte und zu Nutzungen in der untergesetzlichen Baunut-

zungsverordnung (BauNVO) enthalten. 

Informelle Konzepte eignen sich gut, will man die Resilienz in Quartieren erhö-

hen. Dazu gehören auch Integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte (I-

SEK) als Voraussetzung für die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen 

des Stadtumbau (§ 171a BauGB) in von erheblichen städtebaulichen Funktions-

verlusten betroffenen Gebieten, in denen es der Anpassung zur Herstellung 

nachhaltiger städtebaulicher Strukturen bedarf. Da sie Eigentümer über einen 

Stadtumbauvertrag (§ 171c BauGB) einbeziehen können, leisten sie einen Bei-

trag zur Akzeptanz von planerischen Maßnahmen. Mit städtebaulichen Maßnah-

men der Sozialen Stadt (gemäß § 171e(2) BauGB) können soziale Missstände in 

benachteiligten Quartieren behoben und damit eine aufeinander abgestimmte 

Bündelung von investiven und sonstigen Maßnahmen (§ 171e BauGB) erreicht 

werden. Eine zivilgesellschaftliche Beteiligung ist dabei ausdrücklich ge-

wünscht, und eine Mitwirkung bei der Erstellung und Umsetzung soll angeregt 

und strukturell ggf. durch eine Koordinierungsstelle verankert werden (vgl. § 

171e(5) BauGB). Ebenso ist die Kostenübernahme durch Eigentümer und sons-

tige Maßnahmenträger angestrebt. Ein ISEK umfasst integriert Stärken und 

Schwächen in einem Quartier, in dem Räume und Themen auch in ihren Abhän-

gigkeiten und Wechselwirkungen betrachtet werden. So kann ein Zugang zu 

Grünflächen durch räumliche Barrieren erschwert oder die Naherholung durch 

verlärmte Grünanlagen beeinträchtigt werden. Bei der Erarbeitung eines ISEK 

ist die Berücksichtigung der gesamtstädtischen bzw. regionalen Rahmenbedin-

gungen und Konzepte (z. B. Mobilitätskonzepte, Wohnungsmarktberichte) 

wichtig. 

Gesundheitsrelevante Belange werden von Seiten von Public Health vom öf-

fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD), auf kommunaler Ebene repräsentiert 

durch die untere Gesundheitsbehörde (Gesundheitsamt), wahrgenommen. In 

der Mehrzahl der ÖGD-Gesetze wird die Problematik benachteiligender Le-

bensbedingungen thematisiert, es bestehen jedoch Unterschiede zwischen den 

Bundesländern hinsichtlich der Aufgabenzuweisung für Prävention und Ge-

sundheitsförderung. Mit der Einführung des Gesetzes zur Stärkung der Gesund-

heitsförderung und der Prävention (Präventionsgesetz - PrävG) wurde die 

rechtliche Grundlage für die Kooperation von kommunalen Akteuren mit Sozial-

versicherungsträgern und Ländern in den Bereichen Prävention und Gesund-

heitsförderung gelegt (vgl. im Einzelnen: Fokus: Vulnerable Gruppen). 

  

4 Maßnahmen für das 
Quartier 

Bebauungsplan-Aufstellung bei 

Planungserfordernis 

▪ Unterschiedliche Festsetzungen 

/ Reichweiten, Verfahren (§ 30, 

13a BauGB)  

▪ Regelt bebaute / unbebaute Flä-

chen, Bebauungsdichten, Ge-

bäudehöhen, Grün- und Frei-

räume, Mobilitätsqualitäten, 

Standorte für soziale/technische 

Infrastruktureinrichtungen 

 

Informelle Instrumente zur strate-

gischen Umsetzung mit Beteiligung 

lokaler Bevölkerung 

▪ Räumlich fokussiert, z.B. auf In-

nenstadt oder Quartier 

▪ Thematisch fokussiert, z.B. 

Wohnungsversorgungs- oder 

Einzelhandelskonzept  

▪ Entwicklung von Zielen, Strate-

gien, Maßnahmen, Prioritäten in 

Kommunikationsprozessen  

▪ Eignung für neue Themen wie 

Gesundheitsförderung  

▪ Erprobung neuer Kooperationen 

wie ÖGD, Bildungsträgern, pri-

vaten Investoren, regionalen 

Unternehmen 

▪ Selbstbindung über politischen 

Gremienbeschluss 
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Handlungsfeld Wohnumfeld und öffentlicher Raum  

Der FNP steuert als zentrales Instrument die Siedlungs- und Freiraumentwick-

lung einer Gemeinde im Rahmen der Bauleitplanung und bildet die Grundlage 

für umweltbezogene Handlungsfelder. Dies bezieht sich auf ein effizientes Inf-

rastrukturnetz und eine Minimierung der Ausweitung der Siedlungsfläche ent-

sprechend dem Leitbild einer kompakten Stadt und damit der Tragfähigkeit und 

Erreichbarkeit von sozialen Versorgungsmöglichkeiten. Dazu gehört eine hohe 

Diversität der Siedlungsstruktur, also eine angemessene städtebauliche Dichte, 

im Wechsel zwischen Infrastruktur, Gebäuden und Freiräumen bzw. Grünberei-

chen als eine Voraussetzung für ein angenehmes Stadtklima. Damit verbunden 

ist eine Vermeidung monostruktureller städtebaulicher Entwicklungen, um 

durch redundante Strukturen die Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems auch 

dann aufrechtzuerhalten, wenn einzelne Teile vorübergehend ausfallen, bei-

spielsweise Versorgungsstrukturen im Quartier.12 

Gegenüber diesen Planungen für ein zukünftiges Angebot an Bau- und Freiflä-

chen dient der vorhabenbezogene Bebauungsplan (§ 12 BauGB) auf der Grund-

lage eines vom Investor erarbeiteten Vorhaben- und Erschließungsplans der 

Umsetzung eines konkreten Vorhabens. Er wird ergänzt um den Durchführungs-

vertrag zwischen Investor und Gemeinde, als sog. Städtebaulicher Vertrag, des-

sen Regelungen zwischen Privatinteresse und Gemeinwohl, beispielsweise die 

Errichtung einer Kindertagesstätte oder Sicherung einer öffentlich zugänglichen 

Freifläche ausgehandelt werden kann. Zur Wiedernutzbarmachung von Flä-

chen, zur Nachverdichtung oder für andere Maßnahmen der Innenentwicklung, 

also im Bestand, kann ein Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a BauGB) 

im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 

Wichtige Umweltfaktoren sind die Luftqualität und damit die Implementation ei-

nes Luftreinhalteplans; weiterhin sind Lärmimmissionen durch Lärmminde-

rungsplanung und Lärmaktionsplanung sowohl bei der Freiraumnutzung zu be-

rücksichtigen als auch bei den Wohnbedingungen zu reduzieren. 
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Strategien / Maßnahmen / Instrumente  

Urbanes Management  

▪ Temporäres Nutzungsmanagement einsetzen mit (temporärer) Funktions-

zuweisung und Besuchermanagement für Sport, Freizeit und Spiel – kurz-

fristig 

▪ Sondernutzung ermöglichen: gastronomisch genutzte Sitzmöglichmöglich-

keiten durch temporäre Umnutzung öffentlichen Raums, u.a. von Parkplät-

zen, ggf. auf Grundlage eines quartiersbezogenen Konzepts in Abstimmung 

mit Verkehrsplanung, Mobilitätskonzept – kurzfristig 

▪ Zwischennutzung der Freiflächen ermöglichen wie Urban Gardening mit 

temporärer Möblierung oder auch Kunstinstallationen, Unterstützung von 

Bildungs-/Kultureinrichtungen – kurz- bis mittelfristig  

▪ Außerschulische Öffnung und Aufwertung von Schulhöfen für lokale Nach-

barschaft: Grün-, Spielangebote, incl. witterungsgeschützter Räume (z.B. 

Container), in Abstimmung mit der Schulbehörde, Schulleitung und Eltern, 

Förderung ggf. durch regionale Unternehmen, Stiftungen – kurz- bis mittel-

fristig 

▪ Öffentlich zugängliche Infrastruktur wie Trinkwasserspender, öffentliche 

Toiletten, Unterstützung privater Unternehmen – kurz- bis mittelfristig 

▪ Grün- und Freiflächen dauerhaft pflegen, ggf. mit Unterstützung durch Pa-

tenschaften von lokalen/regionalen Unternehmen und Anwohnenden – 

kurz- bis langfristig 

Planung 

▪ Grün-/ Freiflächengestaltung mit Witterungsschutz, Sitzmöglichkeiten, 

Spiel-/Sportgeräten, Toiletten, Mülleimern, Beleuchtung im Rahmen eines 

informellen sektoralen Freiraumentwicklungskonzepts, das Ziele, Strate-

gien und Maßnahmen umfasst – kurz- bis mittelfristig 

▪ Überprüfung von Nutzungsqualitäten der Grün- und Freiflächen im Bestand: 

formelle/informelle Orte, Zielgruppen, Erreichbarkeiten, Qualitätsstan-

dards; eine Kartierung von formellen/informellen Nutzungen öffentlicher 

Räume und eine Bedarfsanalyse – kurz- bis langfristig 

▪ Aufwertung wohnortnaher öffentlicher Grünflächen sowie zielgruppenspe-

zifische Entwicklung und Qualifizierung wohnortnaher Grün- und Spielflä-

chen: ruhige Frei- und Innenräume mit Aufenthaltsqualität inmitten des 

Quartiers ohne Konsumzwang – kurz- bis langfristig  

▪ Grün- und Wasserflächen als Gestaltungsmerkmal und als eigenständige 

Nutzungskomponenten der Bewegung und der Frischluft – mittelfristig 

▪ Grüne Infrastruktur planen/Grünflächen vernetzen als mittel- bzw. langfris-

tige Strategie im Flächennutzungs- und Bebauungsplan in Verbindung mit 

einem Grünordnungsplan als sektorale Grundlage – mittel- bis langfristig 

 

 

 

 

 

01 

02 

03 

04 

01 / Flächengestaltung mit Sitzmöglichkei-

ten im öffentlichen Raum (Wien) 

02/ Zwischennutzung durch ein Urban Gar-

dening Projekt (Bremen) 

03/ gastronomisch genutzte Sitzmöglich-

keiten im Straßenraum (Bremen) 

04/ öffentliche Toilette im Stadtraum  

(Hamburg) 
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Handlungsfeld Mobilität  

Unter Bedingungen einer Epidemie verändert sich die Alltagsgestaltung in Be-

zug auf die individuellen Möglichkeiten der Wohn-, Arbeits-, Versorgungs- und 

Betreuungsorganisation, die durch die räumlichen Bedingungen mit Blick auf 

Wegebeziehungen und Mobilitätserfordernisse bestimmt und begrenzt werden 

kann. Eine nachhaltige Mobilitätsstrategie umfasst bei der Verteilung des öf-

fentlichen Raums alle Verkehrsträger gleichermaßen, um inklusiv zu sein. Dies 

bezieht sich vor allem auf die Mobilität von Zu Fuß Gehenden und Radfahrenden, 

zwischen denen Nutzungskonflikte ebenso entstehen wie aufgrund von Einen-

gungen durch andere Verkehrsteilnehmende, vor allem deren parkende Pkw als 

ruhender Verkehr. Nutzungsvielfalt und Funktionsmischung vor dem Hinter-

grund des demografischen Wandels erfordern Mobilitätsoptionen für alle, auch 

für weniger mobile Verkehrsteilnehmende, und eine gute Erreichbarkeit sozialer 

Bildungs- und Versorgungsinfrastruktur im Quartier. Auch dies dient der Teil-

habe und dem Wohlbefinden. 

Das Innenentwicklungsgebot mit der Nutzung von Brachflächen, Gebäudeleer-

stand, Baulücken und Nachverdichtungsmöglichkeiten und die mit der Innen-

entwicklung verbundene Erhöhung der Dichte verstärkt ggf. Lärmbelastungen 

und die Entstehung oder Verfestigung von Hitzeinseln. Gleichzeitig verbessert 

es aber zumeist die Erreichbarkeit sowie Qualität und Quantität gesundheitsre-

levanter Güter und Dienstleistungen. Die Strategie der sogenannten doppelten 

Innenentwicklung, die neben der Steuerung der baulichen Nutzung durch Nach-

verdichtung den Erhalt sowie eine qualitative Aufwertung und Neuanlage von 

innerstädtischen Grünflächen anstrebt. wird mittlerweile mancherorts ergänzt 

um den Ansatz der sog. dreifachen Innenentwicklung, bei der den angestrebten 

hohen baulichen Dichten mittels qualitätsvoller Freiräume und attraktiver Mobi-

litätskonzepte begegnet werden soll. Aktive und sichere Mobilitätsoptionen sind 

insbesondere in Zeiten einer Epidemie von zentraler Bedeutung, um den Alltag 

ohne Infektionsgefährdung zu gestalten. 

In Verbindung mit den Instrumenten der Bauleitplanung dienen Planwerke wie 

Verkehrsentwicklungspläne (VEP) und Sustainable Urban Mobility Plans 

(SUMP), um die geforderte Verkehrswende planerisch umzusetzen. Vor dem 

Hintergrund der Klimakrise liegt der Fokus auf einer umfassenden Berücksichti-

gung von Wechselwirkungen zwischen Stadt- und Verkehrsentwicklung inner-

halb dieses zentralen Politik- und Handlungsfeldes. Sie behandeln die Zuord-

nung von Nutzungen und Mobilitätsoptionen sowie die Förderung alternativer 

Mobilitätsformen.   
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Strategien / Maßnahmen / Instrumente  

Urbanes Management  

▪ Pop-up-Radwege zur Erhöhung aktiver Mobilität und Erprobung neuer An-

gebote – kurzfristig 

▪ Mobilitätsdienstleistungen wie Taxifahrten zum Tarif ÖPNV – kurzfristig 

▪ Parkraumbewirtschaftung im öffentlichen Raum für motorisierten Individu-

alverkehr auf Grundlage eines Mobilitätskonzepts – kurz- bis mittelfristig 

▪ Einrichtung einer Verleihstation für E-Bikes und E-Autos im Quartier mit so-

zial gestaffelten Preisen, Carsharing-Angebote, Motivierung des Umstiegs 

auf Mobilitätsdienstleistungen – kurz- bis mittelfristig 

▪ Angemessene Ausstattung und Möblierung des öffentlichen Raums (öffent-

liche Toiletten, Sitzmöglichkeiten, Trinkwasserstellen, Grünflächen und 

Baumbestand), relevant insbesondere für ältere Bevölkerungsgruppen, 

wenn andere Orte der Begegnung nicht oder nur eingeschränkt nutzbar 

sind, Unterstützung privater Unternehmen, Stadtwerke – kurz- bis mittel-

fristig  

▪ ÖPNV-Angebotserweiterungen (Fahrzeugfolge, -größe und -organisation) 

– kurz- bis langfristig  

▪ Geschwindigkeitsreduzierungen zur Verringerung der Immissionen, Stär-

kung von Nahmobilität und Umweltverbund – mittel- bis langfristig  

Planung 

▪ Neuaufteilung von Verkehrsflächen zugunsten des nicht-motorisierten Ver-

kehrs, auch zur Förderung bewegungsorientierter Mobilität, auf Grundlage 

von Mobilitätskonzepten, Verknüpfung mit Bauleitplanung – kurz- bis mit-

telfristig 

▪ Förderung von Rad- und Fußverkehr, Abbau von Barrieren, Vernetzung be-

leuchteter Grünräume als Basis für attraktive Fuß- und Radwegeverbindun-

gen, Verknüpfung mit Bauleitplanung – kurz- bis mittelfristig 

▪ Standorte für angemessene sichere Abstellmöglichkeiten für Fahrräder 

(auch Lasten- und Dreiräder, Rollatoren, Rollstühle) – kurz- bis mittelfristig  

▪ Gestaltung von Fuß- und Fahrradwegen: Vernetzung, Breite, Zustand, mehr 

Verkehrssicherheit durch Querungen – mittelfristig 

▪ Konnektivität von Wege- und Straßenverbindungen für eine bequeme Er-

reichbarkeit von Alltagszielen, Bildung von Wegeketten für Erwerbs-, Ver-

sorgungs- und Betreuungsarbeit, Verknüpfung mit Bauleitplanung – mittel- 

bis langfristig 

▪ Abbau von Emissionsbelastungen im Rahmen der Luftreinhalteplanung – 

mittel- bis langfristig 

▪ Sicherung/Verbesserung des ÖPNV-Angebots (Haltestellen (Abstand, Wet-

terschutz, Sitzmöglichkeiten), Frequenzen, Taktfolge), Verknüpfung mit 

Bauleitplanung, in Abstimmung mit Amt für Verkehr und Tiefbau – mittel- bis 

langfristig 

▪ Erhöhung der Nutzungsmischung mit nahräumlich erreichbaren Versor-

gungs- und Infrastrukturangeboten – mittel- bis langfristig  

 

 

 

01 / Aufteilung der Verkehrsfläche in motori-

sierten Verkehr und Radverkehr (Hamburg) 

02/ Straßenbahn-Haltestelle mit überdach-

ter Sitzmöglichkeit (Bremen) 

03/ temporär aufgestellte Fahrradstellplätze 

(Bremen) 

 

 

01 

02 

03 
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Handlungsfeld Versorgung und soziale Infrastruktur 

Die Nutzungsstruktur und die Standorte von Versorgungsangeboten und sozia-

ler Infrastruktur, aber auch Arbeitsstätten können die Alltagsbewältigung unter-

stützen oder behindern. Wesentliche Einrichtungen der sozialen Infrastruktur 

sind Bildungsinstitutionen (z.B. Schulen), Einrichtungen der Gesundheitsver-

sorgung (Krankenhäuser, Sozialstationen, Beratungsstellen, ärztliche Praxen), 

Sozialeinrichtungen für bestimmte Altersklassen und für benachteiligte Bevöl-

kerungsgruppen (Kinderkrippen, -gärten, -tagesstätten, -horte; Altenwohn-

heime, -pflegeheime, -tagesstätten; Einrichtungen für Menschen mit Behinde-

rungen, obdachlose Menschen, Menschen mit Migrationserfahrung; Beratungs-

stellen u.a.), Kultureinrichtungen wie Bibliotheken, Museen, Theater, Veran-

staltungsräume, Bürgerhäuser; Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung und 

Sicherheit (Behörden und Ämter, Polizeiwachen u.a.) sowie Erholungs-, Sport- 

und Freizeiteinrichtungen (Spiel- und Sportflächen für verschiedene Alters-

gruppen; Frei- und Hallenbäder, Parks u.a.) etc. Damit soziale Infrastruktur zur 

Gestaltung eines gesundheitsförderlichen Lebensumfeldes beitragen kann, 

sollten die Einrichtungen an zentralen, mit ÖPNV sowie zu Fuß oder mit Fahrrad 

gut erreichbaren Standorten in Verbindung mit ausreichenden Freiräumen be-

stehen. Um angemessene soziale Infrastrukturangebote auf der Ebene lokaler 

oder multilokaler Lebenswelten zu gewährleisten, bedarf es der Wahrnehmung 

und Akzeptanz von Diversität und einer entsprechenden Breite an hochwertiger 

sozialer Infrastruktur, um einer vielfältigen Bevölkerung mit verschiedenen Al-

tersstufen, Kulturen und sozioökonomischen Hintergründen gerecht zu wer-

den13. 

Neben einer sektoralen Entwicklungsplanung wie Kita- oder Schulentwick-

lungsplanung ist vor allem in Gebieten der Stadterneuerung eine integrierte und 

strategische Sozialplanung von Bedeutung, insbesondere wenn es um die Be-

wältigung des Alltags in krisenhaften Situationen geht. Teilräumlich sind infor-

melle integrierende städtebauliche Konzepte häufig die Voraussetzung für die 

Beantragung von Städtebauförderungsmitteln als Drittelfinanzierung von Bund, 

Land und Kommune, beispielsweise gemäß § 171b Absatz 2 BauGB), um den 

baulichen Bestand zu verbessern. Dazu gehören Integrierte städtebauliche Ent-

wicklungskonzepte (ISEK), die unter Beteiligung der Bürger*innen erarbeitet 

werden und gesundheitsrelevante Ziele und Maßnahmen enthalten können. 

Hier sind die Akteure aus den betreffenden Ressorts wie der Jugend- oder Sozi-

alhilfeplanung, Teilhabeplanung und Bildungschancen, Senioren- und Altenhil-

feplanung einzubinden. Somit wird ein wichtiger Beitrag zu sozialer Sicherung, 

Gesundheit auch im Rahmen der Sozialen Stadt oder punktuell auch der Stadt-

entwicklung geleistet.  

  

 



Stresstest Resilientes Quartier: Arbeitshilfe  

 

IPP Universität Bremen  |  BPW Stadtplanung 17 / 29 

Strategien / Maßnahmen / Instrumente  

Urbanes Management  

▪ Bereitstellung kooperativ nutzbarer Räume (Co-Working, Co-Schooling), 

ggf. Nutzung leerstehender Ladenlokale, geschlossener Gastronomie in 

Kooperation mit privaten Eigentümern/ Betreibern – kurzfristig 

▪ Qualifizierung nachbarschaftlicher Netzwerke, u.a. durch Einrichtung eines 

quartiersbezogenen Verfügungsfonds für die Kompensation Pandemie-be-

dingter Benachteiligungen über das Quartiersmanagement – kurzfristig 

▪ Förderung der Sicherung von lokalem Einzelhandel, Ansiedlung von Direkt-

vermarktern, Bauernläden, Unterstützung von Wirtschaftsförderung, ggf. 

Einrichtung eines Business-Improvement-Districts (BID) – kurz- bis mittel-

fristig 

▪ Ordnungsrechtliche Konzessionsvergaben bei der Ansiedlung von Unter-

nehmen, die einen Trading Down-Prozess einleiten bzw. beschleunigen 

(Kioske, Fast-Food-Angebote) – kurz- bis mittelfristig 

▪ Beratung für hybride Modelle im Einzelhandel/digitale Angebote, Pop-Up-

Läden – kurz- bis mittelfristig 

▪ Gesundheitsfördernde Bildungsangebote, soziale Unterstützung, Schaf-

fung zusätzlicher Nachmittags- und Freizeitangebote, Ausbau von Ganz-

tagsbetreuung, Spiel- und Lernräumen sowie Gesundheitstreffpunkten, 

auch zur Sprachförderung sowie Förderung von Empowerment als persön-

liche Entwicklungs- und Entfaltungsmöglichkeiten – kurz- bis mittelfristig 

Planung 

▪ Nutzungsgemischtes Umfeld: Erledigungen in der Pause, Bildung von We-

geketten, Sicherheit und soziale Kontrolle, Bewegungsförderung, Stressre-

duzierung – kurz- bis mittelfristig 

▪ Soziale Treffpunkte, auch in Form temporärer informeller Orte als Kommu-

nikations-, Spiel-, Bewegungs- und Entspannungsangebote, gesundheits-

fördernde Angebote, Schaffung zusätzlicher Nachmittags- und Freizeitan-

gebote, temporäre Pocket-Spiel-/Sporträume, auch als Ausgleichsraum für 

beengte Wohnverhältnisse, ggf. auf Grundlage eines Konzepts – kurz- bis 

mittelfristig 

▪ Gesundheitsinfrastruktur, ambulante medizinische Versorgung, gesund-

heitliche Dienstleistungen, Qualität der Pflege-Infrastruktur zur Förderung 

von Lebensqualität und Autonomie und zur Gewährleistung der Erreichbar-

keit für die gesundheitliche Versorgung (vor allem der hausärztlichen Ver-

sorgung), in Kooperation mit Sozialversicherungsträgern – mittelfristig 

▪ Nahräumliches vielfältiges Angebot an Lebensmittelangeboten, Steuerung 

der Zulässigkeit von Sortimenten – mittelfristig 

▪ Gute Erreichbarkeit von Versorgungsangeboten mit Abstellmöglichkeiten 

von Fahrrad, Kinderwagen etc. – mittelfristig 

▪ Nahräumliche Arbeitsplatzangebote, Nutzungskopplung z.B. mit logisti-

scher Infrastruktur wie Paketboxen u.ä., Einbindung in das Umfeld, Kinder-

betreuung, Gesundheits- und Sportmöglichkeiten auf öffentlichen Flä-

chen/privaten Dächern (Kauf-/Parkhäuser), Unterstützung von privaten 

Unternehmen – mittel- bis langfristig 

 

 

01 

02 

01 / kleinräumige Versorgung im Quartier 

(Bremen) 

02/ Skatepark unter einer Autobahn- 

Brücke (Wien) 
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Handlungsfeld Wohnen 

Für die Gesundheit der Menschen sind die Wohnverhältnisse eine zentrale Res-

source. Eine planerische Einflussnahme bezieht sich auf die Qualität der Wohn-

standorte, jedoch weniger auf die soziale als auf die bauliche Dichte. Eine wich-

tige Rolle spielen das Wohnumfeld mit seiner grünen, sozialen und technischen 

Infrastruktur und deren Erreichbarkeit sowie die Mobilitätsoptionen. Während 

der Pandemie entwickelt sich die Wohnung zu einem multifunktionalen Lebens-

mittelpunkt. Hier findet die Haushaltsorganisation, Beschulung, Betreuung und 

Freizeitgestaltung sowie vielfach auch die Erwerbsarbeit statt. Die Lage, Größe 

und der Standard der Wohnung spielen ebenso eine wichtige Rolle wie das Woh-

numfeld mit seiner Infrastruktur für eine nahräumliche infrastrukturelle Versor-

gung. Dazu gehören die Belegungsdichte der Wohnung, die Belichtung und Be-

lüftung, die energetische Tragfähigkeit und der thermische Wohnkomfort, aber 

auch die Barrierefreiheit. In Zeiten einer Epidemie ist angesichts eingeschränk-

ter Wohnstandortwahl die Aufmerksamkeit auch auf gesundheitsbezogen pre-

käre Wohnverhältnisse wie in Sammel-/ Flüchtlingsunterkünften zu richten. 

Dies umfasst Bestandsschutz der Wohnung und deren bedürfnisorientierte Ge-

staltung durch Mieter*innen in Verbindung mit ggf. erhöhtem Stress durch ein-

geschränkte Wahl von sozialer Nähe und Distanz, kulturell unterschiedlicher 

Störungsempfindlichkeit und zumeist fehlendem Privatgarten als gestaltbarem 

Erholungsraum sowie die Sicherheit des Verbleibens, auch im sozialen Woh-

numfeld. Dabei ist diese Einbindung mit einer unterstützenden Nachbarschaft 

insbesondere in schwierigen Wohnverhältnissen wichtig, auch um erhöhten 

Mobilitätsaufwand (Zeit, Geld) zu vermeiden. 

Eine aktive Wohnungspolitik für unterschiedliche Wohnungsmarktsegmente ist 

eine zentrale strategische Aufgabe im Rahmen der Stadtentwicklungspolitik. 

Dabei orientiert sie sich am Wohnungsbestand und Neubau innerhalb des be-

bauten Stadtraums (z.B. Baulücken), um Innenentwicklung als gesetzlichen 

Auftrag gemäß § 1 BauGB zu erfüllen. Bei neuen Wohnquartieren im Randbe-

reich der Stadt müssen Nutzungs- und Gestaltqualitäten für Geschossigkeit / 

Dichte, die Art der Nutzungsmischung, (v.a. Erdgeschosszonen) erst geschaffen 

werden. Um bezahlbare und generationengerechte Wohnungen anzubieten, 

sind es neben Privatvermietern und gewerblichen Wohnungsunternehmen vor 

allem genossenschaftliche, kommunale Wohnungsunternehmen, die einem ge-

meinwohlorientierten Auftrag folgen. Eine lokale oder regionale Wohnungs-

marktbeobachtung bietet als Instrument kommunaler Wohnungspolitik die Da-

tengrundlage für kommunale Wohnkonzepte. Mit diesen kann gezielt eine Ver-

netzung, der Einsatz für den Erwerb und die Sicherung von Mietpreis- und Bele-

gungsbindungen, die Erweiterung des Wohnungsangebotes und die Einfluss-

nahme auf Vermittlung und Belegung von Wohnungen geplant werden. Im Neu-

bau kann eine kommunale Wohnungsbauförderung ebenso greifen wie der An-

kauf von Belegungs- und Mietpreisbindungen.  

Weiterhin können zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart des Gebiets auf 

Grund seiner städtebaulichen Gestalt (Erhaltungssatzung im engeren Sinn) zur 

Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung (die sog. Milieuschutz-

satzung), bei städtebaulichen Umstrukturierungen (die sog. Umstrukturie-

rungssatzung) und städtebauliche Gebote (gemäß § 172 BauGB) eingesetzt 

werden. Der Schutzzweck muss städtebaulich begründet werden (Prägung des 

Ortsbildes, Stadtgestalt, Landschaftsbild oder sonstige städtebauliche Bedeu-

tung). 
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Strategien / Maßnahmen / Instrumente 

 

Urbanes Management  

▪ Ventilation in Treppenhäusern und gemeinschaftlich genutzten Flächen 

(Eingangsbereiche, Aufzüge), Ansprache von privaten Wohnungsunterneh-

men – kurz- bis mittelfristig 

▪ Außenräume für Senioren- und Pflegeeinrichtungen schaffen, ggf. durch 

temporäre Öffnung privater Freiflächen/Räume für nachbarschaftliche Nut-

zungen, Qualifizierung, Ansprache von Betreibern, lokalen Gartenbauun-

ternehmen, Stiftungen – kurz- bis mittelfristig 

Planung  

▪ Schaffung privater Grün- und Außenbereiche in Form des nachträglichen 

Anbaus von Balkonen für ältere Gebäude und Laubengangerschließung so-

wie Gemeinschaftsgärten, Ansprache von Wohnungsunternehmen, lokalem 

Handwerk – mittelfristig 

▪ Behebung von Missständen und Mängeln im Wohnungsbestand, Ansprache 

von Wohnungsunternehmen, privaten Vermietern – mittel- bis langfristig 

▪ Verbesserung des Lagekontext von Wohnen durch Reduzierung stresser-

zeugender Umweltbedingungen wie Lärm, Luftbelastung, insbesondere 

auch für Kinder, schlechtere Erreichbarkeit gesundheitsrelevanter Infra-

strukturangebote, Erwerbsmöglichkeiten, Umweltressort mit Stadtplanung 

und ÖGD – mittel- bis langfristig 

▪ Nachverdichtung in Form von bezahlbarem Wohnraum auf Basis von Pla-

nungskonzepten, mit Wohnungsunternehmen, Bauträgern, lokalem Hand-

werk – mittel- bis langfristig 

  

 

 

 

01/ begrünte private Balkone im Neu-

bau (Wien) 

02/ begrünte Außenfassade im Innen-

hof (Wien) 

03 / Laubengang (Freiburg) 

01 

03 

02 
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Fokus: Vulnerable Gruppen im Quartier 

Im Kontext einer Epidemie gehören zu den vulnerablen Gruppen sozial benach-

teiligte Bevölkerungsgruppen, die aufgrund ihrer Wohnverhältnisse, Arbeitsbe-

dingungen oder Mobilitätsoptionen ein höheres Expositionsrisiko gegenüber 

dem Krankheitserreger haben sowie die aufgrund ihrer gesundheitsbeeinträch-

tigenden Lebenssituation ein höheres Risiko für einen schweren Krankheitsver-

lauf bzw. eine höhere Sterblichkeit haben. Hinzu kommt ein geringeres Maß an 

immateriellen und materiellen Ressourcen, um unerwünschte negative Effekte 

von Infektionsschutzmaßnahmen zu kompensieren. 

Gemäß dem Leitbild für einen modernen Öffentlichen Gesundheitsdienst 

(ÖGD)14 ist der ÖGD ein zentraler Akteur der öffentlichen Sorge um die Gesund-

heit aller und setzt sich für gesundheitliche Chancengleichheit ein. Ziele, Aufga-

ben und Struktur des ÖGD sind in den jeweiligen Gesundheitsdienstgesetzen der 

Länder geregelt15. Schwerpunkte liegen u.a. auf dem Gesundheitsschutz (ein-

schließlich akuter Gefahrenabwehr), der Beratung und Information, der Ge-

sundheitsförderung und Prävention, niedrigschwelligen Angeboten und aufsu-

chenden Gesundheitshilfen sowie der Koordination, Kommunikation und Poli-

tikberatung (z.B. Gesundheitsberichterstattung, Gesundheitskonferenzen)14. 

Zum Ziel der Schaffung gesundheitsfördernder Lebenswelten in Quartieren 

trägt der ÖGD mit seiner Einbindung in kommunalen Strukturen als ein „gemein-

deorientierter Akteur der Gesundheitsförderung“16 bei. 

Das Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention (Prä-

ventionsgesetz - PrävG) bildet die rechtliche Grundlage für die Kooperation von 

kommunalen Akteuren mit Sozialversicherungsträgern und Ländern in den Be-

reichen Prävention und Gesundheitsförderung. Die Krankenkassen sind die 

Hauptadressaten17, die mit einem definierten Betrag je Versicherten/Jahr zur 

Gesundheitsförderung in Lebenswelten auf der Grundlage einer nationalen Prä-

ventionsstrategie beitragen und Ziele und Strategien entwickeln sollen (vgl. 

auch § 20a Sozialgesetzbuch V). Die Leistungen zur Gesundheitsförderung und 

Prävention sollen sozial bedingte Ungleichheiten in den Gesundheitschancen 

vermindern17. In dem GKV-Leitfaden Prävention sind die inhaltlichen Hand-

lungsfelder und qualitativen Kriterien für die Leistungen der Krankenkassen u.a. 

für integrierte und ressortübergreifende Gesundheitsförderung und Prävention 

in der Lebenswelt Kommune festgelegt18.  

Das Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim 

Menschen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) hat den Zweck, übertragbaren 

Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu erkennen 

und ihre Weiterverbreitung zu verhindern. In § 28a zu den besonderen Schutz-

maßnahmen gegenüber COVID-19 wird im Absatz 6 geregelt, dass bei Entschei-

dungen über Schutzmaßnahmen soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche 

Auswirkungen auf den Einzelnen und die Allgemeinheit einzubeziehen und zu 

berücksichtigen sind, soweit dies mit dem Ziel einer wirksamen Verhinderung 

der Verbreitung von COVID-19 vereinbar ist. 
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Strategien / Maßnahmen / Instrumente 

Kurzfristig / während einer Epidemie 

▪ Temporär Gesundheitsfachkräfte in Quartieren mit einem hohen Anteil an 

Bevölkerungsgruppen mit sozialer Benachteiligung, die niedrigschwellig 

Informationen (in relevanten Sprachen) zu der Epidemie, zu den Infektions-

schutzmaßnahmen und zu Unterstützungsangeboten bei Problemen wie 

Betreuung von Kindern zuhause bzw. Homeschooling, Verlust des Arbeits-

platzes oder Quarantäne bieten und Akteure im Stadtteil (weiter) vernetzen 

▪ Testzentren vor Ort, gut wahrnehmbar und erreichbar 

▪ (Mobile) Impfangebote vor Ort, begleitende niedrigschwellige Information 

▪ Zugang zu kostenfreier persönlicher Schutzausrüstung (Mund-Nasen-Mas-

ken) 

▪ Einrichtung von Notgruppen in Kitas und Schulen in sozial benachteiligten 

Quartieren 

▪ Aufrechterhaltung der Versorgungsangebote (z.B. Schulmittagessen zum 

Mitnehmen, Offenhalten der Tafeln) in sozial benachteiligten Quartieren  

▪ Akute Versorgung und Unterstützung besonders vulnerabler Gruppen wie 

z.B. obdachlose oder wohnungslose Menschen, insbesondere wenn regu-

läre Anlaufstellen aufgrund der Infektionsschutzmaßnahmen geschlossen 

sind 

Mittel- und langfristig 

▪ Gesundheitsfachkräfte in Quartieren 

▪ Etablierung eines Gesundheitskiosk oder eines Stadtteilgesundheitszent-

rums als niedrigschwelliger Anlaufpunkt für Informationen zu Prävention 

und Gesundheitsversorgung, zur Vernetzung von Akteuren und Initiativen 

im Quartier, zur Bündelung dezentraler Angebote und zur Stärkung der Be-

fähigung der Menschen, ihre Lebenswelt und ihr Leben selbst zu gestalten 

(Empowerment) 

▪ Integrierte Gesundheits-, Sozial- und Umweltberichterstattung zur Identifi-

zierung von Quartieren und Bevölkerungsgruppen mit besonderen Hand-

lungsbedarfen (z.B. bei Mehrfachbelastungen) und als Grundlage für die 

Evaluation von Maßnahmen19 20 

▪ Implementierung kommunaler Gesundheitskonferenzen zur Entwicklung 

von Gesundheitszielen mit Beteiligung der Bürger*innen im Quartier 

▪ Umsetzung des Konzeptes von Health in All Policies für eine grundlegende 

Gesundheitsförderung durch Verankerung von Gesundheit in allen Politik-

feldern bzw. von ressortübergreifender Zusammenarbeit für Gesundheits-

förderung und Entwicklung einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik20 21  

  

 

 

01 

02 

01 / Food Truck des DRK Obdachlosen-

hilfe (Hamburg) 

02/ Gesundheitskiosk am Marktplatz in 

Billstedt (Hamburg) 
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Die aktuelle Pandemie zeigt im Sinne eines Stresstest, dass die Herausforderun-

gen alle gesellschaftlichen Bereiche betreffen und ihnen nur durch gemein-

schaftliches Handeln in allen Politik- und Gesellschaftsbereichen begegnet 

werden kann. Daher ist „Gesundheit für alle untrennbar mit einer nachhaltigen 

politischen, sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Entwicklung verbun-

den“ 22. Die Strategie einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik mit Fokus auf 

gesundheitliche Chancengleichheit (Health Equity in All Policies) wurde in die-

ser Arbeitshilfe in einzelnen Handlungsfeldern bereits angesprochen. 

Epidemien sind gekennzeichnet durch den Umgang mit plötzlichen Krisen und 

Unsicherheiten. Entscheidend sind der Aufbau bzw. die Stärkung von Resilienz 

für zukünftige Ereignisse. Dies trifft nicht nur auf Epidemien zu, sondern ist auch 

für weitere Krisenereignisse, beispielsweise Klimawandelfolgen und Umwelt-

katastrophen wie Hitzestress, Erdbeben oder Überflutungen, und ihre spezifi-

schen Handlungserfordernisse relevant. 

In der Stadt- und Raumplanung werden unterschiedliche strategische Ansätze 

für den Umgang mit Risiken und Unsicherheit diskutiert. Im Zusammenhang mit 

der Resilienz von Quartieren gilt der Ansatz von „No-Regret-Strategien“, also 

solchen, die auch ohne krisenhafte Ereignisse einen Mehrwert aufgrund ihrer 

vielfältigen funktionalen Qualitäten erzeugen. Weiterhin ist es von Bedeutung 

über reversible Strategien nachzudenken, um Optionen für zukünftige Entschei-

dungen offen zu halten. Dies steht einer auf Rechtssicherheit angelegten Pla-

nung zunächst entgegen, hat aber durchaus bereits Eingang in die gesetzlichen 

Grundlagen des BauGB (u.a. Baurecht auf Zeit gemäß § 9 (2) BauGB) gefunden. 

Es gilt Handlungsspielräume für Strategien und Maßnahmen zu eröffnen. Die 

Folge davon ist, über sequenzielle Strategien nachzudenken, um Entschei-

dungshorizonte zu verringern und mittelfristige Lösungen anzustreben. Dies 

bedeutet, Prioritäten für städtebauliche Entwicklungen zu definieren, die dann, 

wenn die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen entsprechend bestehen, 

umgesetzt werden12. Dieser Ansatz, der eine kontinuierliche Raumbeobachtung 

erfordert, könnte beispielsweise bei temporären Nutzungszuweisungen im öf-

fentlichen Raum verfolgt und im Falle einer Epidemie umgesetzt werden. 

Aus Sicht von Public Health ist eine Stärkung des Öffentlichen Gesundheits-

dienstes entscheidend für den Aufbau von Resilienz gegenüber zukünftigen Kri-

sen14. Neben einer Verbesserung von Finanzierung, Personalsituation und tech-

nischer Ausstattung geht es um die konzeptionelle Weiterentwicklung im Sinne 

von Health Equity in All Policies: Es wird die „Stärkung der Rolle des ÖGDs bei der 

Berücksichtigung gesundheitlicher Aspekte in politischen Prozessen auf kom-

munaler Ebene und ein bürgernahes, vernetztes und partnerschaftliches Arbei-

ten mit relevanten Akteuren aus Politik, Verwaltung und Gesellschaft“ gefor-

dert22. 

Die Arbeitshilfe soll die Relevanz von Strategien für Veränderung, Anpassung 

und Umbau im städtebaulichen Bestand in benachteiligten Stadtteilen und 

Quartieren in Zeiten einer Epidemie unterstreichen und zu einer praktischen 

Umsetzung beitragen. Sie folgt dem Leitbild der europäischen Stadt gemäß der 

Neuen Leipzig Charta 202023. und der Zielsetzung resilienter Quartiere zum 

Wohnen, Arbeiten und für soziale Aktivitäten im Lebensraum in unterschiedli-

chen Lebensphasen von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen. Diese ist 

auch weiterhin auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet, basierend auf der 

Neuen Urbanen Agenda der Vereinten Nationen24, der Europäischen Nachhal-

tigkeitsstrategie25 sowie der Städteagenda für die EU / Pakt von Amsterdam26. 

5 Fazit 
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Eine Auseinandersetzung mit der Resilienz von Quartieren muss diese Vorgaben 

für zu formulierende Leitlinien für die Quartiersentwicklung heranziehen. Seit 

der Orientierung des Städtebaus auf den Bestand stehen eine bewohnerorien-

tierte Modernisierung, die bedarfsgerechte Erneuerung, Qualifizierungen öf-

fentlicher Einrichtungen, Straßen, Plätze, Grünbereiche sowie eine soziale 

Durchmischung verbunden mit Partizipation auf der planerischen Agenda. Im 

Rahmen einer integrierten Stadtentwicklung mit einer selbstbestimmten Öf-

fentlichkeit wird eine integrierte Stadtentwicklungspolitik, die alle Ressorts im 

Sinne des Ansatzes von Health Equity in All Policies zusammenführt, angestrebt. 

Vor allem mit Blick auf benachteiligte Stadtquartiere und Bevölkerungsgruppen 

soll sie zur Verbesserung der gesundheitlichen Chancengleichheit beitragen. 
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Um die Bewertung beispielhaft darzustellen, zeigt Tabelle 3 die Werte für ein 

Quartier in einer Musterstadt. Die Zellen beinhalten den jeweiligen Indikatorwert 

für ein ausgewähltes Quartier und die Farbe der Zelle gibt die Robustheit von 

sehr gering bis sehr hoch an (siehe Tabelle 2). Das bewertete Quartier hat im 

Vergleich zu anderen Quartieren der Stadt einen höheren Anteil an Kindern und 

alleinerziehenden Haushalten. Das sind zwei Gruppen, die besonders von den 

Auswirkungen der Infektionsschutzmaßnahmen betroffen sind. Die Wohnfläche 

je Einwohner*in ist in diesem Quartier besonders niedrig. Die Schulversorgung 

weist eine geringe Robustheit auf – es gibt nicht genug Schulen im Quartier bzw. 

in der unmittelbaren Nähe. Auch die Versorgung mit Allgemeinmediziner*innen 

ist unterdurchschnittlich. Hierzu könnten besondere Einrichtungen wie ein 

Stadtteilgesundheitszentrum oder Gesundheitsfachkräfte vor Ort die Robustheit 

im Sinne der medizinischen Grundversorgung und der Gesundheitsförderung 

erhöhen.  

Der ÖPNV und die Rad- und Fußwege sind mit einer mittleren Robustheit bewer-

tet. Maßnahmen, die das jetzige Angebot verbessern würden, könnten die Resi-

lienz erhöhen. Das Angebot an privaten Grünflächen in diesem Quartier wird mit 

einer sehr geringen Robustheit eingestuft, während die öffentlichen Grünflä-

chen mit einer mittleren Robustheit bewertet werden. Kurzfristig umsetzbar wä-

ren beispielsweise temporäre Maßnahmen aus dem Bereich Urban Gardening 

auf Brachflächen oder im öffentlichen Raum. Die Robustheit im Quartier in Be-

zug auf die Lärmsituation ist insgesamt gering, hier könnten etwa Geschwindig-

keitsreduzierungen im Straßenverkehr für Entlastung sorgen.  

Beengter Wohnraum in Kombination mit einem hohen Anteil an Kindern und we-

nigen privaten Grünflächen deuten auf einen dringenden Bedarf an öffentlichen 

Grünflächen hin. Kurzfristig wären Maßnahmen wie die außerschulische Öff-

nung von Schulhöfen, soweit es die Infektionsschutzmaßnahmen erlauben, hilf-

reich, um weitere Spielflächen für Kinder zur Verfügung zu stellen. Darüber hin-

aus wären Unterstützungsangebote für Familien mit Kindern, insbesondere für 

Alleinerziehende, nötig. Die Lärmsituation sollte in dem Zusammenwirken mit 

einer geringen Wohnfläche und nicht ausreichenden Grünflächen näher be-

trachtet werden. 

 

  

Beispielbewertung 
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Indikatoren 
Wert und Einschätzung 

der Robustheit 

Soziodemographische Indikatoren 

Anteil Menschen über 65 Jahren (%) 20,5 

Anteil Menschen unter 18 Jahren (%) 18,9 

Anteil Ausländer*innen (%) 25,9 

Soziodemographische Indikatoren - Haushalte 

Haushaltsgröße (Personen pro Haushalt) 1,9 

Anteil Haushalte mit einer Person (%) 48,7 

Anteil Haushalte mit Kindern (%) 20,0 

Anteil Haushalte Alleinerziehender (%) 5,8 

Sozioökonomische Indikatoren 

Anteil Arbeitslosen (%) 17,4 

Anteil SGB II Leistungsempfänger*innen (%) 26,6 

Dichte 

Einwohnerdichte (Einwohner*innen pro km2) 3984 

Wohnfläche je Einwohner*innen (m2) 36,5 

Versorgung, Bildung und Soziales 

Schulen gering 

Kinderbetreuung hoch 

Stadtteilarbeit hoch 

Vollsortimenter mittel 

Allgemeinmediziner*innen gering 

Mobilität 

ÖPNV hoch 

Rad- und Fußwege mittel 

Pkw-Dichte (Pkw pro 1000 Einwohner*innen) 322 

Umwelt 

Grünflächen 

- privat sehr gering 

- halb-öffentlich hoch 

- öffentlich mittel 

Luftqualität hoch 

Lärmsituation gering 

Tabelle 3: Bewertung eines Musterquartiers – Neustadt-West in Musterstadt 
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